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Großes Lob der
Meinungsfreude
Perspektivwechsel ganz praktisch

Von Gerlinde Sommer

Weimar. Jeder schleppt „Ge-
fühlserbschaften“ mit sich
rum. Darüber klar werden
sollten sich die Teilnehmer in
Workshop 4 am gestrigen
zweiten Tag des „Perspektiv-
wechsels“. Insgesamt sechs
Arbeitsgruppen wurden beim
„Perspektivwechsel“ angebo-
ten – und boten so ein Gegen-
gewicht zu all den nicht inte-
ressanten Vorträgen rund um
„Das Dilemma der Differenz“.
Einstieg in den pädagogi-
schen Umgang mit Unter-
schieden wird noch bis ein-
schließlich heute geboten bei
der Veranstaltung der Zent-
ralwohlfahrtsstelle der Juden
in Deutschland, die mittler-
weile bereits Tradition in
Weimar hat und von jeher
durch die TLZ begleitet wird.

Manches hört sich sehr
kompliziert an: Multiperspek-
tivität beispielsweise. Ver-
schiedene Blickwinkel ein-
nehmen aber ist ein guter Rat

an alle, die nicht nur auf die
Gegenwart schauen, sondern
auch Geschichte lehren. Es
gibt Arbeitsmaterialien, die
einen solchen Blick beispiel-
haft erleichtern. Und dazu
kommt der Tipp, künftig ein-
fach im Unterricht zu
schauen, was ein historisches
Ereignis etwa für einen
Bauern, eine Frau, einen
Schwulen und viele Gruppen
mehr bedeutet haben mag.

Dies alles öffnet den Blick.
Besonders großen Beifall fand
eine Teilnehmerin, die sich
mit Ausgrenzungserfahrun-
gen und Präventionsformen
befasst hatte in ihrem Arbeits-
kreis. Für sie gilt: Je mehr ich
weiß, desto weniger bin ich
anfällig für Ausgrenzung.
Und sie wies auf Diskriminie-
rung als Machtinstrument
hin. Ihren Schülern sagt sie:
Wo zwei einer Meinung sind,
ist einer überflüssig. Sie lebe
diese Meinungsfreude auch
vor – Jugendliche verstünden
diesen Ansatz oft besser als
Lehrer, ließ sie wissen. Die
Gruppe der Meinungsfreudi-
gen, der Selbstkritischen aber
wächst – denen spendet sie
Dank.

Dank sprach auch Kultur-
staatssekretär Professor Ro-
land Merten den beteiligten
Pädagogen aus – und machte
dann philosophisch unter-
mauert deutlich, dass jene,
die Intoleranz predigen, den
Anspruch auf Toleranz verlie-
ren. Dem Spannungsfeld zwi-
schen Duldsamkeit gegenüber
dem Anderssein und der Un-
duldsamkeit gegenüber den
Ausgrenzungen widmete er
sich – und wurde dabei
durchaus politisch mit Blick
auf jene, die die Möglichkeit
der Toleranz beschränken.

Die Möglichkeiten der Tole-
ranz lobt Kulturstaatssekretär
Roland Merten aus. Foto: ddp

Fordert die Landesregierung auf, „mehr Politik zu wagen“: SPD-Wirtschaftsminister Matthias
Machnig will noch mehr Tempo machen. Foto: Peter Michaelis

Regierung hat ein
„Handlungsdefizit“
Wirtschaftsminister will das Tempo noch beschleunigen

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. Nein, als Workaholic
würde er sich nicht bezeich-
nen. „Ich habe das unglaubli-
che Glück, dass ich mein
Hobby zu meinem Beruf ma-
chen konnte.“ Matthias
Machnig sagt das, Thüringens
Wirtschaftsminister, Hans
Dampf in allen Gassen. Die
Vorurteile, die über ihn gras-
sieren, seitdem er vor einem
Jahr nach Thüringen gekom-
men ist, kennt er zur Genüge.
Aber sie lassen ihn kalt. Auf
der einen Seite werde ihm
vorgeworfen, Thüringen nur
als Durchreisestation zu be-
trachten, auf der anderen Sei-
te werde ihm unterstellt, er
mache zuviel, drehe an zu
vielen Rädchen und Rädern.
„Das passt doch irgendwie
nicht zusammen“, sagt Mach-
nig, als er eine Bilanz seines
einjährigen Wirkens als Wirt-
schaftsminister in Thüringen
zieht.

„Zukunft braucht Mut –
ein Jahr neue Wirtschaftspoli-
tik“, heißt die Broschüre, die
in den nächsten Tagen an vie-
le Entscheider im Freistaat
herausgeht. Machnig – in vie-
len Dingen detailverliebt –
hat selbst Hand angelegt an
der ein oder anderen Stelle,
hat alle Texte gegengelesen
und teilweise ergänzt. Auf 20
Seiten werden dort die Initia-
tiven und Anstöße aufgelistet,
die der Sozialdemokrat in
den vergangenen zwölf Mona-
ten angestoßen hat. Und das
ist nicht wenig. Ordnung im
eigenen Hause geschaffen,

neue Abteilungsleiter beru-
fen, die Wirtschaftspolitik auf
neue Gleise gesetzt, den Wirt-
schafts- und Innovationsrat
gegründet, alle Experten an
einen Tisch gebracht, auch
die Gewerkschaften, die unter
der CDU-Alleinregierung
nicht mal einen Platz am Kat-
zentisch hatten, wie Machnig
süffisant anmerkt, den Zu-
kunftsatlas 2020 auf den Weg
gebracht, eine Roadmap für
die weitere Entwicklung Thü-
ringens, der wie versprochen
im Dezember fertiggestellt
wird und Anfang 2011 der
Öffentlichkeit präsentiert
werden soll. Zu seinen Erfol-
gen zählt der Minister auch
das neue Mittelstandsförder-
programm und das Thüringer
Vergabe- und Mittelstandsför-
dergesesetz, das im Kabinett
verabschiedet wurde. Die
CDU-Fraktion hat da in eini-
gen Punkten noch Bauch-
schmerzen, allerdings ist der
Sozialdemokrat davon über-
zeugt, dass sein Gesetz so wie
er es angelegt hat, auch durch
das Parlament gehen wird.

Machnig, der ständig unter
Dampf zu stehen scheint, der
auch von seinen Mitarbeitern
Höchstleistungen verlangt,
will noch eine Schippe drauf-
legen. „Ich möchte noch be-
schleunigen“, sagt er. Man-
chem seiner Mitarbeiter im
Haus wird eine solche Aussa-
ge schon jetzt die Schweiß-
perlen auf die Stirn treiben.

Aber er will nicht nur sich
nach vorne peitschen, son-
dern auch die Landesregie-
rung insgesamt. Er macht „ein

Handlungsdefizit“ in Thürin-
gen aus, er sagt, die Koalition
müsse „mehr Politik wagen“.
Ein stärkeres Zusammenspiel
zwischen den einzelnen Res-
sorts sei nötig, vor allem bei
Themen, in die mehrere Mi-
nisterien involviert seien.

Der Sozialdemokrat Mach-
nig ist nicht umsonst einer
der Lieblingsminister von
CDU-Regierungschefin Chris-
tine Lieberknecht. Von sich
selbst sagt er, er sei verläss-
lich, Absprachen seien für
ihn bindend. Genau diese Zu-
verlässigkeit schätzt Lieber-
knecht offenbar auch an
Machnig. Mit Innenminister
Peter Huber von der CDU ver-
steht sich Machnig offenbar
ausgezeichnet, weniger eng
ist sein Verhältnis zu CDU-
Fraktionschef Mike Mohring.
Die CDU müsse wissen, was
sie wolle, schreibt er dem
Koalitionspartner ins Stamm-
buch.

Machnig hat sich für die
nächsten Monate noch viel
vorgenommen. Eine neue
Tourismuskonzeption, ein
neues Landesmarketing ste-
hen da auf seiner Agenda, die
Werbung um Facharbeiter
soll auf neue Beine gestellt
werden. „Mir macht es Spaß,
etwas zu bewegen“, sagt der
Wirtschaftsminister.

Ob er sich für den Besten
am Kabinettstisch hält?
Machnig lächelt, zieht an der
unvermeidlichen Zigarette
und sagt dann in den Dunst
hinein: „Wenn es Wettbewerb
gäbe, könnte ich noch besser
sein.“

Ganz klar liberal
verwurzelt
Evelyn Zschächner vor Wiederwahl

Von Gerlinde Sommer

Erfurt. Evelyn Zschächner ist
stolz auf die FDP: Beachtli-
ches habe die Landtagsfrak-
tion geleistet in ihrem ersten
Jahr. Vor allem auch vor dem
Hintergrund, dass 15 Jahre
außerparlamentarische Arbeit
hinter den Liberalen lagen.
Das Lob von Zschächner vor
allem auch an die Adresse
von Parteichef Uwe Barth ist
insofern beachtlich, als die
Chefin der Jungliberalen (Juli)
noch vor einem Jahr davor ge-
warnt hat, dass die FDP sich
nicht einfach auf ihrem Erfolg
ausruhen dürfe. Die Junglibe-
rale aber lobt auch, um die
FDP zu weiteren Schritten zu
ermutigen: Einsatz für eine
Schuldenbremse, die tatsäch-
lich wirkt. Das ist der Juli-
Vorschlag für den FDP-Lan-
desparteitag am Wochenende.
Und außerdem soll sich die
FDP Thüringen auf Bundes-
ebene für einen einheitlichen
Mehrwertsteuersatz von 16
Prozent stark machen.

Die FDP legt am Wochen-
ende einen Leitantrag vor.
Aus Sicht der Julis ist das ei-
ne Gegenwartsbeschreibung
und damit vor allem „eine gu-
te Grundlage für ein Grund-
satzprogramm“, das Zschäch-
ner schon länger für die FDP
fordert. „Die Liberalen müs-
sen konkrete Ziele formulie-
ren“, macht sie deutlich. De-
legierte ist sie nicht. Als Gast
wird sie den Landesparteitag

verfolgen. Gespannt ist sie da-
bei auch, wie in den Fragen
Landesvorstand und Präsi-
dium entschieden wird. Für
die Julis ist dabei vor allem
wichtig, dass sie weiter Gehör
finden. Mehr noch: „Wir hof-
fen, dass wir die politischen
Debatten mitbeeinflussen
können“, erklärt die 29-Jähri-
ge. Mehr als 200 Mitglieder
hat die Nachwuchsorganisa-
tion der Liberalen. In einem
Monat ist Juli-Landeskon-
gress – und Zschächner tritt
zur Wahl an: „Es geht dann
ins dritte Jahr“, sagt sie. Und
die nächste Wahl im Land ist
auch absehbar – auf kommu-
naler Ebene. „Wir haben eine
starke Basis, das motiviert für
die eigene Arbeit“, sagt sie.

Hochmotiviert ist Evelyn
Zschächner, die Thüringer
Chefin der Jungliberalen.

NACHRICHTEN

Gerichtsvollzieher
versteigern online
Erfurt. (dapd) Auch in
Thüringen können gepfän-
dete Gegenstände künftig
im Internet ersteigert wer-
den. Bei den Online-Auk-
tionen könne mit weniger
Aufwand ein höherer Er-
trag erzielt werden, so das
Justizministerium. Die
klassischen Auktionen
seien „arbeits- und kosten-
intensiv und wenig ertrag-
reich“. Zuletzt hätten im-
mer weniger Präsenz-Ver-
steigerungen in der
Zwangsvollstreckung statt-
gefunden. Der Freistaat be-
teiligt sich nach Angaben
des Ministeriums an einer
länderübergreifenden In-
ternet-Plattform. Mit ei-
nem flächendeckenden
Start der Internet-Verstei-
gerungen sei Mitte Novem-
ber zu rechnen.

Auszeichnung
für Nordhausen
Nordhausen. Bundestags-
vizepräsidentin Katrin Gö-
ring-Eckardt gratuliert
Nordhausen. Die Stadt war
von der Deutschen Um-
welthilfe mit einem Son-
derpreis für ein zukunfts-
weisendes Green-IT-Pro-

jekt ausgezeichnet worden.
Mit einem klugen energeti-
schen Gesamtkonzept sei
die Verwaltungs-IT und
das zugehörige Rechen-
zentrum saniert worden.
Diese Initiative finde so
bundesweit Beachtung.
Göring-Eckardt hofft, dass
Nordhausen ein Vorbild
sein könnte. Nächstes Ziel
müsse es sein, im kom-
menden Jahr den Titel
„Bundeshauptstadt im Kli-
maschutz“ nach Thüringen
zu holen. Dieses Jahr er-
hielt Freiburg im Breisgau
den Titel.

Bescheide
verständlicher
Erfurt. Wer einen Brief von
der Deutschen Rentenver-
sicherung erhält, soll den
Inhalt künftig besser und
schneller verstehen. Des-
halb wird derzeit daran ge-
arbeitet, Bescheide und an-
dere Informationsschrei-
ben bürgerfreundlicher zu
gestalten. Die Wortwahl
wird einfacher, unbürokra-
tischer und persönlicher,
verspricht die Rentenversi-
cherung. Sprachexperten
des Deutschen For-
schungsinstituts für öffent-
liche Verwaltung Speyer
sind daran beteiligt.

Zinsbeihilfen
verlängert
Härten bei Beiträgen vermeiden
Erfurt. (dapd) Die Landesre-
gierung hat die Zinsbeihilfen
für gestundete Kommunalab-
gaben bis Ende 2013 verlän-
gert. Damit werde es auch
über das Jahresende hinaus
möglich sein, Beiträge für den
Straßenausbau oder den Aus-
bau von Wasser- und Abwas-
seranlagen zinsfrei zu stun-
den, sagte Innenminister Pe-
ter Huber (CDU). Die bisheri-
ge Regelung habe sich be-
währt, um Härten bei der Er-
hebung von Beiträgen abzu-
mildern. Im Landeshaushalt
sei für 2010 ein Betrag von ei-
ner Million Euro eingestellt
worden. Im nächsten Jahr sol-
len es 1,6 Millionen Euro
sein.

Nach Angaben Hubers
werden die Zinsbeihilfen für
Wasser- und Abwasseranla-
gen zurückgehen, während
die Beihilfen für Straßenaus-
baubeiträge steigen werden.

Er gehe davon aus, dass auch
2012 und 2013 etwa 1,6 Mil-
lionen Euro an Beihilfen ge-
zahlt werden müssen.

Das Zinsbeihilfeprogramm
war 1993 aufgelegt worden
und wäre Ende dieses Jahres
ausgelaufen. Seit Inkrafttreten
seien bis Mitte August etwa
41 500 Beitragspflichtige mit
insgesamt 17,6 Millionen Eu-
ro unterstützt worden. Die
Zinsbeihilfen werden für ma-
ximal fünf Jahre gewährt,
wenn die Beiträge einen fest-
gelegten Anteil des Jahresein-
kommens übersteigen.

Die Linke begrüßte die
Verlängerung der Beihilfen.
Für die Betroffenen sei dies
wichtig, sagte Linke-Kommu-
nalexperte Frank Kuschel.
Gleichzeitig erneuerte er die
Forderung nach einer grund-
legenden Reform. Er verwies
auf einen gemeinsamen Ge-
setzentwurf mit den Grünen.

Mit gutem Beispiel voran ging Gesundheitsministerin Heike Taubert mit einer Grippeschutzimp-
fung in ihrem eigenen Haus. „Rechtzeitiges Impfen ist der beste Schutz“, unterstrich die Ministerin,
die von Professor Hubert Wirtz von der Uni Leipzig versorgt wurde. Foto: Peter Michaelis

Atomausstieg: „Minister
muss Farbe bekennen“
Grüne fordern eine klare Positionierung des Freistaates
Erfurt/Berlin. „Jetzt ist Zahl-
tag.“ Mit diesem Appell wen-
den sich die Thüringer Bünd-
nisgrünen an SPD-Wirt-
schaftsminister Matthias
Machnig. Der hatte gemein-
sam mit Grünen und Links-
partei seinen Protest gegen
den Atomkurs der Bundesre-
gierung in Thüringen publik
gemacht. „Minister Machnig
hat sich im September mit der
Initiative gegen die Laufzeit-
verlängerung geschmückt,
jetzt muss er Taten folgen las-
sen“, forderte die Fraktions-
chefin der Grünen, Anja Sie-
gesmund. „Da hilft es ihm
auch nicht, wenn er sich wie-

der darauf beruft, dass er le-
diglich als Sozialdemokrat
und nicht als Mitglied der
Landesregierung zum Protest
gegen die Laufzeitverlänge-
rung aufgerufen hat.“

Am Donnerstag steht das
Thema im Bundestag auf der
Tagesordnung. Sollte dort die
Laufzeitverlängerung für
Atomkraftwerke beschlossen
werden, müsse sich Machnig
für eine Beteiligung des Bun-
desrates an der Entscheidung
stark machen. Thüringen
müsse sich klar gegen den
Ausstieg aus dem Ausstieg
stellen. „Sonst ist der Minis-
ter, der gern den Oppositions-

führer spielt, endgültig als
bloßer Schönredner entlarvt.“

Die Opposition macht der
Bundesregierung mittlerweile
im parlamentarischen Verfah-
ren um die Verlängerung der
Atomlaufzeiten schwere Vor-
würfe. Die Koalition wolle ih-
re Pläne auf schnellstem Weg
„durch die Ausschüsse peit-
schen“, sagte Grünen-Frak-
tionschef Jürgen Trittin. Zeit
für Anhörungen werde nicht
eingeräumt. Der Obmann der
Linkspartei im Umweltaus-
schuss, der Thüringer Ralph
Lenkert, spricht sogar von ei-
nem Verstoß gegen demokra-
tische Regeln.

SPD-Attacke:
Walsmann
mauert
Erfurt. Eindringlicher Appell
von SPD-Bildungspolitiker
Peter Metz an CDU-Finanzmi-
nisterin Marion Walsmann:
Die Ressortchefin solle end-
lich ihre Blockadehaltung ge-
gen eine zügige Regelung der
Kita-Spitzabrechnungen auf-
geben, so der Sozialdemokrat.
Der Abgeordnete hat Ver-
ständnis für das vom Bil-
dungsministerium gewählte
Vorgehen, die neue Kita-Ver-
ordnung zunächst ohne Be-
stimmungen zur Spitzabrech-
nung in Kraft treten zu lassen.
Dennoch ist für ihn das Ope-
rieren mit einer derartigen
Rumpf-Verordnung unbefrie-
digend. „Die Landesregierung
ist gegenüber den Kommunen
im Wort.“ Das Finanzministe-
rium mauere in dieser Frage
seit Monaten.


